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Die Einladung zur Hauptversammlung der Allianz AG 

liegt auch in englischer Sprache vor.



Einladung zur Hauptversammlung

Die Aktionäre der Allianz Aktiengesellschaft

sind eingeladen, an der ordentlichen 

Hauptversammlung teilzunehmen, die am

Mittwoch, 5. Mai 2004, um 10.00 Uhr in der

Olympiahalle im Olympiapark, Coubertinplatz,

80809 München, stattfindet.

Tagesordnung

1. Bericht des Vorstands

über den Geschäftsverlauf

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses,

des Lageberichts und des Berichts des Auf-

sichtsrats sowie des gebilligten Konzern-

abschlusses und des Konzernlageberichts

für das Geschäftsjahr 2003.

Diese Unterlagen können in den Geschäfts-

räumen am Sitz der Gesellschaft, 

Königinstraße 28, 80802 München und im

Internet unter www.allianzgroup.com/hv 

als Bestandteile der Geschäftsberichte der

Allianz AG und der Allianz Group einge-

sehen werden. Sie werden den Aktionären

auf Wunsch auch zugesandt.

2. Verwendung des Bilanzgewinns

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, 

den im Geschäftsjahr 2003 erzielten Bilanz-

gewinn der Allianz AG in Höhe von 

EUR 580.000.000 wie folgt zu verwenden:

• Ausschüttung einer Dividende von 

EUR 1,50 auf jede gewinnberechtigte 

Stückaktie EUR 550.709.560,50 

• Einstellung in andere Gewinnrücklagen 

EUR 29.290.439,50 

Der Gewinnverwendungsvorschlag berück-

sichtigt die von der Gesellschaft unmittelbar

oder mittelbar gehaltenen eigenen Aktien,

die gemäß § 71 b AktG nicht dividenden-

berechtigt sind. Bis zur Hauptversammlung

kann sich durch den weiteren Erwerb oder

die Veräußerung eigener Aktien die Zahl 

der dividendenberechtigten Aktien vermin-

dern oder erhöhen. In diesem Fall wird bei

unveränderter Ausschüttung von EUR 1,50

je dividendenberechtigter Stückaktie 

der Hauptversammlung ein entsprechend

angepasster Beschlussvorschlag zur

Gewinnverwendung unterbreitet werden.

3. Entlastung der Mitglieder des Vorstands

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, 

den Mitgliedern des Vorstands, die 

im Geschäftsjahr 2003 amtiert haben, für

diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4. Entlastung der Mitglieder des 

Aufsichtsrats

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, 

den Mitgliedern des Aufsichtsrats, die 

im Geschäftsjahr 2003 amtiert haben, für

diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.
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5. Schaffung eines Genehmigten Kapitals

2004/I, Aufhebung der Genehmigten

Kapitalien 2003/I und 2003/II und 

entsprechende Satzungsänderungen 

Die derzeit bestehenden Genehmigten

Kapitalien 2003/I und 2003/II sollen zu

einem neuen Genehmigten Kapital 2004/I

zusammengefasst und der Umfang des

neuen Genehmigten Kapitals 2004/I auf

EUR 450 Mio. erweitert werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher

vor zu beschließen:

a) Der Vorstand wird ermächtigt, das

Grundkapital der Gesellschaft bis 

zum 4. Mai 2009 mit Zustimmung des

Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, 

auf den Namen lautender Stückaktien

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

einmalig oder mehrmals um bis zu 

insgesamt EUR 450.000.000 zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2004/I).

Wird das Kapital gegen Bareinlagen

erhöht, ist den Aktionären ein Bezugs-

recht zu gewähren. Der Vorstand wird

jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats dieses Bezugsrecht der

Aktionäre auszuschließen

– für Spitzenbeträge;

– soweit es erforderlich ist, um den

Gläubigern der von der Allianz AG

oder ihren Konzerngesellschaften

ausgegebenen Schuldverschreibun-

gen mit Wandlungs- oder Options-

rechten bzw. einer Wandlungspflicht

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in

dem Umfang einzuräumen, wie 

es ihnen nach Ausübung ihres Wand-

lungs- oder Optionsrechts bzw. nach

Erfüllung einer Wandlungspflicht

zustünde;

– wenn der Ausgabebetrag der neuen

Aktien den Börsenpreis nicht wesent-

lich unterschreitet und die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß

§186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen

Aktien insgesamt 10% des Grund-

kapitals nicht überschreiten, und zwar

weder im Zeitpunkt des Wirksam-

werdens noch im Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung. Auf diese

Begrenzung ist die Veräußerung 

eigener Aktien anzurechnen, sofern

sie während der Laufzeit dieser

Ermächtigung unter Ausschluss des

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3

Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind auf

diese Begrenzung diejenigen Aktien

anzurechnen, die zur Bedienung 

von Schuldverschreibungen mit

Wandlungs- oder Optionsrechten

bzw. einer Wandlungspflicht aus-

gegeben wurden bzw. auszugeben

sind, sofern die Schuldverschrei-

bungen während der Laufzeit dieser

Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts in entsprechender

Anwendung des §186 Abs. 3 Satz 4

AktG ausgegeben wurden.
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Darüber hinaus wird der Vorstand er-

mächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre

bei Kapitalerhöhungen gegen Sach-

einlagen auszuschließen.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt,

mit Zustimmung des Aufsichtsrats den

weiteren Inhalt der Aktienrechte und 

die Bedingungen der Aktienausgabe

festzulegen.

b) § 2 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu

gefasst:

„3. Der Vorstand ist ermächtigt, das

Grundkapital der Gesellschaft bis 

zum 4. Mai 2009 mit Zustimmung des

Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, 

auf den Namen lautender Stückaktien

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

einmalig oder mehrmals um bis zu 

insgesamt EUR 450.000.000 zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2004/I). 

Wird das Kapital gegen Bareinlagen

erhöht, ist den Aktionären ein Bezugs-

recht zu gewähren. Der Vorstand ist

jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats dieses Bezugsrecht der

Aktionäre auszuschließen

– für Spitzenbeträge;

– soweit es erforderlich ist, um den

Gläubigern der von der Allianz AG

oder ihren Konzerngesellschaften

ausgegebenen Schuldverschreibun-

gen mit Wandlungs- oder Options-

rechten bzw. einer Wandlungspflicht

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in

dem Umfang einzuräumen, wie 

es ihnen nach Ausübung ihres Wand-

lungs- oder Optionsrechts bzw. nach

Erfüllung einer Wandlungspflicht

zustünde;

– wenn der Ausgabebetrag der neuen

Aktien den Börsenpreis nicht wesent-

lich unterschreitet und die unter

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß

§186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen

Aktien insgesamt 10% des Grund-

kapitals nicht überschreiten, und zwar

weder im Zeitpunkt des Wirksam-

werdens noch im Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung. Auf diese

Begrenzung ist die Veräußerung

eigener Aktien anzurechnen, sofern

sie während der Laufzeit dieser

Ermächtigung unter Ausschluss des

Bezugsrechts gemäß §186 Abs. 3

Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind auf

diese Begrenzung diejenigen Aktien

anzurechnen, die zur Bedienung 

von Schuldverschreibungen mit

Wandlungs- oder Optionsrechten

bzw. einer Wandlungspflicht aus-

gegeben wurden bzw. auszugeben

sind, sofern die Schuldverschrei-

bungen während der Laufzeit dieser

Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts in entsprechender

Anwendung des §186 Abs. 3 Satz 4

AktG ausgegeben wurden.
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Darüber hinaus ist der Vorstand 

ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre

bei Kapitalerhöhungen gegen Sach-

einlagen auszuschließen.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit

Zustimmung des Aufsichtsrats den 

weiteren Inhalt der Aktienrechte und 

die Bedingungen der Aktienausgabe

festzulegen.”

c) Die von der Hauptversammlung am 

29. April 2003 zu den Punkten 6 und 12

der Tagesordnung beschlossenen

Genehmigten Kapitalien 2003/I und

2003/II gemäß § 2 Absätze 3 und 5 der

Satzung werden mit Wirksamwerden

des neuen Genehmigten Kapitals 2004/I

aufgehoben. Die bisherigen Absätze 6

und 7 von § 2 der Satzung werden zu

Absätzen 5 und 6. 

d) Der Vorstand wird angewiesen, den

Beschluss über die Aufhebung der

Genehmigten Kapitalien 2003/I und

2003/II so zur Eintragung ins Handels-

register anzumelden, dass die Aufhe-

bungen nur eingetragen werden, wenn

gleichzeitig das unter lit. a) und b) 

dieses Tagesordnungspunktes zu be-

schließende neue Genehmigte Kapital

2004/I eingetragen wird.

6. Schaffung eines Genehmigten Kapitals

2004/II zum Zwecke der Ausgabe 

von Aktien an Mitarbeiter, Aufhebung

des Genehmigten Kapitals 2001/II und

Satzungsänderung

Das zum Zwecke der Ausgabe von Aktien

an Mitarbeiter geschaffene Genehmigte

Kapital 2001/II (§ 2 Abs. 4 der Satzung) 

ist teilweise ausgenutzt worden und 

lautet derzeit noch auf einen Betrag von 

EUR 5.369.187,84. Um auch für die nächs-

ten Jahre ausreichend genehmigtes Kapital

für die Schaffung von Mitarbeiteraktien 

zur Verfügung zu haben, ist es erforderlich,

dieses genehmigte Kapital wieder auf seine

ursprüngliche Höhe aufzufüllen. Die be-

stehende restliche Ermächtigung soll daher

aufgehoben und ein neues Genehmigtes

Kapital 2004/II in Höhe von EUR 10 Mio.

geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher

vor zu beschließen:

a) Der Vorstand wird ermächtigt, das

Grundkapital der Gesellschaft bis zum

4. Mai 2009 mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den

Namen lautender Stückaktien gegen

Bareinlagen einmalig oder mehrmals

um bis zu insgesamt EUR 10.000.000 zu

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2004/II).

Der Vorstand kann das Bezugsrecht der

Aktionäre mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats ausschließen, um die neuen

Aktien an Mitarbeiter der Allianz AG 

und ihrer Konzerngesellschaften aus-

zugeben. Der Vorstand wird ferner 
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ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugs-

recht der Aktionäre auszunehmen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit

Zustimmung des Aufsichtsrats den 

weiteren Inhalt der Aktienrechte und 

die Bedingungen der Aktienausgabe

festzulegen.

b) § 2 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu

gefasst:

„4. Der Vorstand ist ermächtigt, das

Grundkapital der Gesellschaft bis zum

4. Mai 2009 mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den

Namen lautender Stückaktien gegen

Bareinlagen einmalig oder mehrmals

um bis zu insgesamt EUR 10.000.000 zu

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2004/II).

Der Vorstand kann das Bezugsrecht der

Aktionäre mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats ausschließen, um die neuen

Aktien an Mitarbeiter der Allianz AG 

und ihrer Konzerngesellschaften aus-

zugeben. Der Vorstand ist ferner 

ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugs-

recht der Aktionäre auszunehmen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats den weiteren

Inhalt der Aktienrechte und die Bedin-

gungen der Aktienausgabe festzulegen.“

c) Das von der Hauptversammlung am 

11. Juli 2001 zu Punkt 6 der Tages-

ordnung beschlossene, in Höhe eines

Betrags von EUR 5.369.187,84 noch 

vorhandene Genehmigte Kapital 2001/II

gemäß § 2 Abs. 4 der Satzung wird mit

Wirksamwerden des neuen Genehmig-

ten Kapitals 2004/II aufgehoben.

d) Der Vorstand wird angewiesen, den

Beschluss über die Aufhebung des

Genehmigten Kapitals 2001/II so zur

Eintragung ins Handelsregister anzu-

melden, dass die Aufhebung nur 

eingetragen wird, wenn gleichzeitig das

unter lit. a) und b) dieses Tagesord-

nungspunktes zu beschließende neue

Genehmigte Kapital 2004/II eingetragen

wird.

7. Erteilung einer neuen Ermächtigung 

zur Ausgabe von Wandel- und/oder

Optionsschuldverschreibungen, 

Schaffung eines Bedingten Kapitals 2004,

Aufhebung der bestehenden Ermäch-

tigung zur Ausgabe von Wandel- und

Optionsschuldverschreibungen, 

Aufhebung des Bedingten Kapitals 2001

und entsprechende Satzungsänderung

Der Vorstand wurde durch Beschluss der

Hauptversammlung vom 11. Juli 2001 zu

Punkt 7 der Tagesordnung ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum

10. Juli 2006 einmalig oder mehrmals

Schuldverschreibungen mit Wandel- oder

Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft

auszugeben. Vorstand und Aufsichtsrat

schlagen vor, das zulässige Emissionsvolu-
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men für solche Schuldverschreibungen 

von derzeit EUR 5 Mrd. auf EUR 10 Mrd. 

anzuheben und auch die Ausgabe von 

unbefristeten Schuldverschreibungen zu 

ermöglichen. Um dem höheren Anleihe-

volumen Rechnung zu tragen, ist zugleich

vorgesehen, das bedingte Kapital, das der

Bedienung von Wandlungs- und Options-

rechten aus dieser Ermächtigung dient, 

von derzeit EUR 50 Mio. auf EUR 250 Mio. 

aufzustocken. Im Hinblick darauf sollen die

bestehende Ermächtigung und das hierfür

bestehende Bedingte Kapital 2001 durch

eine neue Ermächtigung zur Begebung 

von Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen und ein neues Bedingtes

Kapital 2004 ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher

vor zu beschließen:

a) Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen

aa) Nennbetrag, Ermächtigungs-

zeitraum, Aktienzahl

Der Vorstand wird ermächtigt, mit

Zustimmung des Aufsichtsrats 

bis zum 4. Mai 2009 einmalig oder

mehrmals auf den Inhaber oder

Namen lautende Wandel- und/oder

Optionsschuldverschreibungen

(nachstehend gemeinsam „Schuld-

verschreibungen“) im Nennbetrag

von bis zu EUR 10.000.000.000 mit

oder ohne Laufzeitbegrenzung zu

begeben und den Gläubigern von

Schuldverschreibungen Wand-

lungs- bzw. Optionsrechte auf

Aktien der Gesellschaft mit einem

anteiligen Betrag des Grundkapitals

von bis zu EUR 250.000.000 nach

näherer Maßgabe der Wandel- bzw.

Optionsanleihebedingungen zu

gewähren. Die Ausgabe von Schuld-

verschreibungen kann auch gegen

Erbringung einer Sachleistung

erfolgen.

Die Schuldverschreibungen können

außer in Euro auch – unter Be-

grenzung auf den entsprechenden

Euro-Gegenwert – in der gesetz-

lichen Währung eines OECD-Landes

begeben werden. Sie können auch

durch Konzernunternehmen der

Gesellschaft begeben werden; 

in diesem Fall wird der Vorstand

ermächtigt, für die Gesellschaft 

die Garantie für die Schuldver-

schreibungen zu übernehmen und

den Gläubigern solcher Schuld-

verschreibungen Wandlungs- 

bzw. Optionsrechte auf Aktien der

Allianz AG zu gewähren.

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugs-

rechtsausschluss 

Den Aktionären steht grundsätzlich

ein Bezugsrecht auf die Schuld-

verschreibungen zu. Die Schuld-

verschreibungen können auch 

von einem oder mehreren Kredit-
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instituten mit der Verpflichtung

übernommen werden, sie den

Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand wird jedoch ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats das Bezugsrecht der Aktionäre

auf die Schuldverschreibungen aus-

zuschließen

– für Spitzenbeträge;

– soweit es erforderlich ist, um den

Inhabern von Wandlungs- oder

Optionsrechten auf Aktien der

Gesellschaft bzw. den Gläubigern

von mit Wandlungspflichten aus-

gestatteten Wandelschuldver-

schreibungen ein Bezugsrecht in

dem Umfang zu gewähren, wie es

ihnen nach Ausübung dieser

Rechte bzw. nach Erfüllung der

Wandlungspflichten zustünde;

– sofern sie gegen bar ausgegeben

werden und der Ausgabepreis

den nach anerkannten finanz-

mathematischen Grundsätzen

ermittelten theoretischen Markt-

wert der Schuldverschreibungen

nicht wesentlich unterschreitet.

Zur Ermittlung des Marktwertes

ist ein Gutachten einer erfahre-

nen Investmentbank oder Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft 

einzuholen. Diese Ermächtigung

zum Bezugsrechtsausschluss gilt

jedoch nur für Schuldverschrei-

bungen mit Rechten auf Aktien,

auf die ein anteiliger Betrag des

Grundkapitals von insgesamt

nicht mehr als 10% des Grund-

kapitals entfällt, und zwar weder

im Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens noch im Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung. Auf

diese Begrenzung ist die Veräuße-

rung eigener Aktien anzurechnen,

sofern sie während der Laufzeit

dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts gemäß

§186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt.

Ferner sind auf diese Begrenzung

diejenigen Aktien anzurechnen,

die während der Laufzeit dieser

Ermächtigung aus genehmigtem

Kapital unter Ausschluss des

Bezugsrechts gemäß §186 Abs. 3

Satz 4 AktG ausgegeben werden;

– soweit sie gegen Sachleistung

ausgegeben werden, sofern der

Wert der Sachleistung in einem

angemessenen Verhältnis zu dem

nach vorstehendem Spiegelstrich

zu ermittelnden Marktwert der

Schuldverschreibungen steht.

cc) Wandlungsrecht, Wandlungspflicht

Im Falle der Ausgabe von Schuld-

verschreibungen mit Wandlungs-

recht können die Gläubiger ihre

Schuldverschreibungen nach 

Maßgabe der Anleihebedingungen

in Aktien der Gesellschaft um-

tauschen. Der anteilige Betrag am
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Grundkapital der bei Wandlung

auszugebenden Aktien darf den

Nennbetrag der Wandelschuldver-

schreibung nicht übersteigen. Das

Umtauschverhältnis ergibt sich 

aus der Division des Nennbetrags

einer Schuldverschreibung durch

den festgesetzten Wandlungspreis

für eine Aktie der Gesellschaft. 

Das Umtauschverhältnis kann sich

auch durch Division des unter dem

Nennbetrag liegenden Ausgabe-

preises einer Schuldverschreibung

durch den festgesetzten Wand-

lungspreis für eine Aktie der Gesell-

schaft ergeben. Das Umtausch-

verhältnis kann auf eine ganze Zahl

auf- oder abgerundet werden; 

ferner kann eine in bar zu leistende

Zuzahlung festgelegt werden. Im

Übrigen kann vorgesehen werden,

dass Spitzen zusammengelegt

und/oder in Geld ausgeglichen

werden. Die Anleihebedingungen

können auch ein variables

Umtauschverhältnis vorsehen.

Die Anleihebedingungen können

auch eine Wandlungspflicht 

vorsehen. In diesem Fall kann die

Gesellschaft in den Anleihebe-

dingungen berechtigt werden, eine

etwaige Differenz zwischen dem

Nennbetrag der Wandelschuldver-

schreibungen und dem Produkt aus

einem in den Anleihebedingungen

näher zu bestimmenden Börsen-

preis der Aktien zum Zeitpunkt des

Pflichtumtauschs, mindestens je-

doch 80% des für die Untergrenze

des Wandlungspreises gemäß 

lit. ee) relevanten Börsenkurses der

Aktie, und dem Umtauschverhält-

nis, ganz oder teilweise in bar aus-

zugleichen.

dd) Optionsrecht

Im Falle der Ausgabe von Options-

schuldverschreibungen werden

jeder Schuldverschreibung ein oder

mehrere Optionsscheine beigefügt,

die den Inhaber nach näherer Maß-

gabe der vom Vorstand festzule-

genden Optionsbedingungen zum

Bezug von Aktien der Gesellschaft

berechtigen. Der anteilige Betrag

am Grundkapital der je Schuldver-

schreibung zu beziehenden Aktien

darf den Nennbetrag der Options-

schuldverschreibung nicht über-

steigen. 

ee) Wandlungs-/Optionspreis

Der jeweils festzusetzende Wand-

lungs- bzw. Optionspreis für eine

Aktie muss entweder mindestens

80% des durchschnittlichen

Schlussauktionskurses der Aktie 

der Allianz AG im Xetra-Handel

(oder einem entsprechenden Nach-

folgesystem) an den zehn Börsen-

handelstagen vor dem Tag der Be-

schlussfassung durch den Vorstand

über die Begebung der Wandel-
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oder Optionsschuldverschreibun-

gen betragen oder mindestens 80%

des durchschnittlichen Schluss-

auktionskurses der Allianz Aktie im

Xetra-Handel (oder einem ent-

sprechenden Nachfolgesystem)

während der Tage, an denen die

Bezugsrechte an der Wertpapier-

börse Frankfurt gehandelt werden,

mit Ausnahme der beiden letzten

Börsenhandelstage des Bezugs-

rechtshandels, entsprechen. 

Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG

können die Wandel- bzw. Options-

anleihebedingungen Verwäs-

serungsschutzklauseln für den Fall

vorsehen, dass die Gesellschaft

während der Wandlungs- oder

Optionsfrist unter Einräumung

eines Bezugsrechts an ihre Aktio-

näre das Grundkapital erhöht oder

weitere Wandel- oder Options-

anleihen begibt bzw. sonstige

Optionsrechte gewährt oder garan-

tiert und den Inhabern von Wand-

lungs- oder Optionsrechten kein

Bezugsrecht in dem Umfang ein-

geräumt wird, wie es ihnen nach

Ausübung der Wandlungs- oder

Optionsrechte bzw. der Erfüllung

einer Wandlungspflicht zustünde.

Die Bedingungen können auch für

andere Maßnahmen der Gesell-

schaft, die zu einer Verwässerung

des Werts der Wandlungs- bzw.

Optionsrechte führen können, eine

wertwahrende Anpassung des

Wandlungs- bzw. Optionspreises

vorsehen. In jedem Fall darf der

anteilige Betrag am Grundkapital

der je Schuldverschreibung zu

beziehenden Aktien den Nenn-

betrag der Schuldverschreibung

nicht übersteigen.

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

Die Anleihebedingungen können

jeweils festlegen, dass im Falle der

Wandlung bzw. Optionsausübung

auch eigene Aktien der Gesellschaft

gewährt werden können. Ferner

kann vorgesehen werden, dass die

Gesellschaft den Wandlungs- bzw.

Optionsberechtigten nicht Aktien

der Gesellschaft gewährt, sondern

den Gegenwert in Geld zahlt. In

den Options- und Wandelanleihe-

bedingungen kann außerdem vor-

gesehen werden, dass die Zahl der

bei Ausübung der Options- oder

Wandlungsrechte oder nach Er-

füllung der Wandlungspflichten zu

beziehenden Aktien bzw. ein dies-

bezügliches Umtauschrecht variabel

sind und/oder der Options- bzw.

Wandlungspreis innerhalb einer

vom Vorstand festzulegenden Band-

breite in Abhängigkeit von der Ent-

wicklung des Aktienkurses oder 

als Folge von Verwässerungsschutz-

bestimmungen während der Lauf-

zeit verändert werden kann. 
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gg) Ermächtigung zur Festlegung der

weiteren Anleihebedingungen

Der Vorstand wird ermächtigt, die

weiteren Einzelheiten der Ausgabe

und Ausstattung der Schuldver-

schreibungen, insbesondere Zins-

satz, Ausgabekurs, Laufzeit und

Stückelung, Wandlungs- bzw.

Optionspreis und den Wandlungs-

bzw. Optionszeitraum festzusetzen

bzw. im Einvernehmen mit den

Organen der die Wandel- und/oder

Optionsschuldverschreibungen

begebenden Konzernunternehmen

festzulegen.

b) Bedingte Kapitalerhöhung

Das Grundkapital wird um bis zu

EUR 250.000.000 durch Ausgabe von

bis zu 97.656.250 neuen, auf den

Namen lautenden Stückaktien mit Ge-

winnberechtigung ab Beginn des

Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt

erhöht (Bedingtes Kapital 2004). Die

bedingte Kapitalerhöhung dient der

Gewährung von Aktien an die Gläubiger

von Schuldverschreibungen, die gemäß

vorstehender Ermächtigung begeben

werden, soweit die Ausgabe gegen bar

erfolgt ist. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu

dem nach Maßgabe der vorstehenden

Ermächtigung jeweils festzulegenden

Wandlungs- oder Optionspreis. Die

bedingte Kapitalerhöhung ist nur inso-

weit durchzuführen, wie von Wand-

lungs- oder Optionsrechten aus gegen

bar ausgegebenen Schuldverschreibun-

gen Gebrauch gemacht wird oder

Wandlungspflichten aus solchen Schuld-

verschreibungen erfüllt werden und

soweit nicht andere Erfüllungsformen

zur Bedienung eingesetzt werden.

Der Vorstand wird ermächtigt, die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung

der bedingten Kapitalerhöhung fest-

zusetzen.

c) Aufhebung der Ermächtigung vom 

11. Juli 2001 und des Bedingten Kapitals

2001

Die von der Hauptversammlung am 

11. Juli 2001 zu Punkt 7 der Tagesord-

nung beschlossene Ermächtigung zur

Ausgabe von Wandel- und/oder

Optionsschuldverschreibungen und 

das Bedingte Kapital 2001 gemäß § 2

Absatz 6 der Satzung (der nach der

Satzungsänderung gemäß Punkt 5 lit. c)

der Tagesordnung zu § 2 Absatz 5 wird)

in Höhe von EUR 50.000.000 werden

aufgehoben. Diese Aufhebungen

werden erst wirksam, sobald die neue

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-

und/oder Optionsschuldverschreibun-

gen gemäß dem zu lit. a) gefassten Be-

schluss sowie das neue Bedingte Kapital

2004 gemäß dem zu lit. b) gefassten

Beschluss wirksam geworden sind.
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d) Satzungsänderung

Anstelle des bisherigen § 2 Abs. 6 der

Satzung (Bedingtes Kapital 2001), 

der nach der Satzungsänderung gemäß

Punkt 5 lit. c) der Tagesordnung zu

Absatz 5 wird, tritt folgende Satzungs-

bestimmung:

„5. Das Grundkapital ist um bis zu

EUR 250.000.000 durch Ausgabe

von bis zu 97.656.250 neuen, auf den

Namen lautenden Stückaktien mit

Gewinnberechtigung ab Beginn des

Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt

erhöht (Bedingtes Kapital 2004). Die

bedingte Kapitalerhöhung wird nur

insoweit durchgeführt, wie die Inhaber

von Wandlungs- oder Optionsrechten

aus Schuldverschreibungen, die die

Allianz AG oder deren Konzernunter-

nehmen aufgrund des Ermächtigungs-

beschlusses der Hauptversammlung

vom 5. Mai 2004 gegen bar ausgegeben

haben, ihre Wandlungs- oder Options-

rechte ausüben oder Wandlungspflich-

ten aus solchen Schuldverschreibungen

erfüllt werden und soweit nicht andere

Erfüllungsformen zur Bedienung ein-

gesetzt werden. Der Vorstand ist er-

mächtigt, die weiteren Einzelheiten der

Durchführung der bedingten Kapital-

erhöhung festzusetzen.“

e) Handelsregisteranmeldung

Um sicherzustellen, dass die Aufhebung

des bisherigen Bedingten Kapitals 2001

nicht wirksam wird, ohne dass an seine

Stelle das neue Bedingte Kapital 2004

gemäß vorstehendem Beschluss tritt,

wird der Vorstand angewiesen, die Auf-

hebung des Bedingten Kapitals 2001 so

zur Eintragung ins Handelsregister anzu-

melden, dass die Aufhebung nur einge-

tragen wird, wenn gleichzeitig das neue

Bedingte Kapital 2004 eingetragen wird.

8. Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

zum Zwecke des Wertpapierhandels

Die von der letztjährigen Hauptversamm-

lung am 29. April 2003 gemäß § 71 Abs. 1

Nr. 7 AktG beschlossene Ermächtigung zum

Erwerb eigener Aktien zum Zwecke des

Wertpapierhandels ist bis zum 28. Oktober

2004 befristet und soll daher erneuert

werden. Damit wird insbesondere der zur

Allianz Gruppe gehörenden Dresdner Bank

AG der Handel in Aktien der Allianz AG

ermöglicht.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher

vor zu beschließen:

a) Im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft

stehende in- oder ausländische Kredit-

institute im Sinne des § 71 Abs. 1 Nr. 7

AktG werden ermächtigt, eigene Aktien

der Gesellschaft zum Zwecke des Wert-

papierhandels zu erwerben und zu ver-

äußern. Die erworbenen Aktien dürfen

zusammen mit anderen eigenen Aktien,
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die sich im Besitz der Gesellschaft befin-

den oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG

zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt

10% des Grundkapitals übersteigen. 

b) Aufgrund dieses Beschlusses dürfen

Aktien nur erworben werden, wenn der

Gegenwert je Aktie den Mittelwert der

Aktienkurse (Schlussauktionspreis im

Xetra-Handel bzw. einem vergleichbaren

Nachfolgesystem) der Allianz AG an 

den dem Erwerb vorausgehenden drei

Börsentagen um nicht mehr als 10%

übersteigt und um nicht mehr als 10%

unterschreitet. 

c) Der Bestand der zu diesem Zweck

erworbenen Aktien darf am Ende

jeden Tages 5% des Grundkapitals der

Allianz AG nicht übersteigen.

d) Diese Ermächtigung gilt bis zum 

4. November 2005. Die derzeit beste-

hende, durch die Hauptversammlung

am 29. April 2003 erteilte und bis zum

28. Oktober 2004 befristete Ermächti-

gung zum Erwerb eigener Aktien zum

Zwecke des Wertpapierhandels wird 

mit Wirksamwerden der neuen Ermäch-

tigung aufgehoben.

9. Ermächtigung zum Erwerb und zur

Verwendung eigener Aktien zu sonstigen

Zwecken

Die dem Vorstand durch die Hauptver-

sammlung am 29. April 2003 gemäß § 71

Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilte Ermächtigung 

zum Erwerb eigener Aktien ist bis zum 

28. Oktober 2004 befristet und soll daher

erneuert werden. Der Beschlussvorschlag

regelt die Möglichkeiten der Gesellschaft

sowohl im Hinblick auf die Modalitäten des

Erwerbs eigener Aktien als auch im Hinblick

auf ihre anschließende Verwendung.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu

beschließen:

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene

Aktien bis zu insgesamt 10% des der-

zeitigen Grundkapitals zu erwerben; die

erworbenen Aktien dürfen zusammen

mit anderen eigenen Aktien, die sich im

Besitz der Gesellschaft befinden oder

ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen

sind, zu keinem Zeitpunkt 10% des

Grundkapitals übersteigen. Die Er-

mächtigung darf nicht zum Zwecke des

Handels in eigenen Aktien ausgenutzt

werden.

b) Die Ermächtigung kann ganz oder in

Teilbeträgen, einmalig oder mehrmals,

in Verfolgung eines oder mehrerer

Zwecke durch die Gesellschaft ausgeübt

werden, aber auch durch abhängige

oder im Mehrheitsbesitz der Gesell-

schaft stehende Unternehmen oder für

ihre oder deren Rechnung durch Dritte
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durchgeführt werden. Die Ermächtigung

gilt bis zum 4. November 2005. Die in

der Hauptversammlung der Allianz AG

am 29. April 2003 beschlossene Er-

mächtigung zum Erwerb eigener Aktien

zu sonstigen Zwecken wird mit Wirk-

samwerden dieser neuen Ermächtigung

aufgehoben.

c) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des

Vorstands (1) über die Börse, oder (2)

mittels eines öffentlichen Kaufangebots

bzw. mittels einer öffentlichen Aufforde-

rung zur Abgabe eines solchen Ange-

bots, oder (3) mittels eines öffentlichen

Angebots auf Tausch gegen Aktien eines

im Sinne von § 3 Abs. 2 AktG börsen-

notierten Unternehmens bzw. mittels

einer öffentlichen Aufforderung zur

Abgabe eines solchen Angebots. In den

Fällen (2) und (3) sind die Vorschriften

des Wertpapiererwerbs- und Über-

nahmegesetzes zu beachten, sofern 

und soweit sie Anwendung finden.

(1) Erfolgt der Erwerb der Aktien über

die Börse, darf der gezahlte Gegen-

wert je Aktie (ohne Erwerbsneben-

kosten) den am Börsenhandelstag

durch die Eröffnungsauktion

ermittelten Kurs im Xetra-Handel

(oder einem vergleichbaren Nach-

folgesystem) um nicht mehr als 

15% überschreiten und um nicht

mehr als 15% unterschreiten.

(2) Erfolgt der Erwerb über ein öffent-

liches Kaufangebot bzw. eine öffent-

liche Aufforderung zur Abgabe

eines Kaufangebots, dürfen der

gebotene Kaufpreis oder die Grenz-

werte der Kaufpreisspanne je Aktie

(ohne Erwerbsnebenkosten) den

Schlusskurs im Xetra-Handel (oder

einem vergleichbaren Nachfolge-

system) am dritten Börsenhandels-

tag vor dem Tag der öffentlichen

Ankündigung des Angebots bzw.

der öffentlichen Aufforderung zur

Abgabe eines Kaufangebots um

nicht mehr als 20% überschreiten

und um nicht mehr als 20% unter-

schreiten. Ergeben sich nach der

Veröffentlichung eines öffentlichen

Kaufangebots bzw. der öffentlichen

Aufforderung zur Abgabe eines

Kaufangebots nicht unerhebliche

Abweichungen des maßgeblichen

Kurses, so kann das Angebot bzw.

die Aufforderung zur Abgabe 

eines solchen Angebots angepasst 

werden. In diesem Fall wird auf den

Kurs am dritten Börsenhandelstag

vor der öffentlichen Ankündigung

einer etwaigen Anpassung abge-

stellt. Das Volumen kann begrenzt

werden. Sofern das Kaufangebot

überzeichnet ist bzw. im Fall einer

Aufforderung zur Abgabe eines

Kaufangebots von mehreren gleich-

wertigen Angeboten nicht sämtliche

angenommen werden, muss die

Annahme nach Quoten erfolgen.
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Eine bevorrechtigte Annahme ge-

ringer Stückzahlen bis zu 100 Stück

angedienter Aktien je Aktionär kann

vorgesehen werden. Das Kauf-

angebot bzw. die Aufforderung zur

Abgabe eines solchen Angebots

kann weitere Bedingungen vor-

sehen.

(3) Erfolgt der Erwerb über ein öffent-

liches Angebot bzw. eine öffentliche

Aufforderung zur Abgabe eines

Angebots auf Tausch von Aktien der

Allianz AG gegen Aktien eines im

Sinne von § 3 Abs. 2 AktG börsen-

notierten Unternehmens („Tausch-

aktien“), so kann ein bestimmtes

Tauschverhältnis festgelegt oder

auch im Wege des Auktionsverfah-

rens bestimmt werden. Dabei kann

eine Barleistung als weitere den

angebotenen Tausch ergänzende

Kaufpreiszahlung oder zur Abgel-

tung von Spitzenbeträgen erfolgen.

Bei jedem dieser Verfahren für 

den Tausch dürfen der Tauschpreis

bzw. die maßgeblichen Grenzwerte

der Tauschpreisspanne in Form 

einer oder mehrerer Tauschaktien

und rechnerischer Bruchteile, 

einschließlich etwaiger Bar- oder

Spitzenbeträge (ohne Erwerbs-

nebenkosten), den maßgeblichen

Wert einer Aktie der Allianz AG um

nicht mehr als 20% überschreiten

und um nicht mehr als 20% unter-

schreiten.

Als Basis für die Berechnung des

maßgeblichen Werts ist dabei für

jede Aktie der Allianz AG und 

für jede Tauschaktie jeweils der

Schlusskurs im Xetra-Handel 

(falls kein Handel im Xetra-System

erfolgt, in dem im jeweiligen Markt-

segment eingesetzten und dem

Xetra-Handelssystem am nächsten

kommenden Handelssystem) am

dritten Börsenhandelstag vor 

der öffentlichen Ankündigung des

Tauschangebots bzw. der öffent-

lichen Aufforderung zur Abgabe

eines Tauschangebots anzusetzen.

Ergeben sich nach der Veröffent-

lichung eines öffentlichen Tausch-

angebots bzw. der öffentlichen 

Aufforderung zur Abgabe eines

Tauschangebots nicht unerhebliche

Abweichungen der maßgeblichen

Kurse, so kann das Angebot bzw.

die Aufforderung zur Abgabe eines

solchen Angebots angepasst

werden. In diesem Fall wird auf die

jeweiligen Kurse am dritten Börsen-

handelstag vor der öffentlichen

Ankündigung einer etwaigen An-

passung abgestellt. Das Volumen

kann begrenzt werden. Sofern das

Tauschangebot überzeichnet ist

bzw. im Fall einer Aufforderung zur

Abgabe eines Tauschangebots von

mehreren gleichwertigen Ange-

boten nicht sämtliche angenom-

men werden, erfolgt die Annahme

nach Quoten. Eine bevorrechtigte
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Annahme geringer Stückzahlen 

bis zu 100 Stück angedienter Aktien

je Aktionär kann vorgesehen 

werden. Das Tauschangebot bzw.

die Aufforderung zur Abgabe eines

solchen Angebots kann weitere

Bedingungen vorsehen.

d) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien

der Gesellschaft, die aufgrund dieser

Ermächtigung erworben werden, 

zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken,

insbesondere auch zu den folgenden 

zu verwenden:

(1) Sie können auch in anderer Weise

als über die Börse oder durch ein

Angebot an die Aktionäre veräußert

werden, wenn die Aktien gegen

Barzahlung zu einem Preis ver-

äußert werden, der den Börsenpreis

von Aktien der Gesellschaft zum

Zeitpunkt der Veräußerung nicht

wesentlich unterschreitet. Diese

Ermächtigung gilt jedoch nur mit

der Maßgabe, dass die unter Aus-

schluss des Bezugsrechts gemäß

§186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten

Aktien insgesamt 10% des Grund-

kapitals nicht überschreiten dürfen,

und zwar weder im Zeitpunkt des

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt

der Ausübung dieser Ermächtigung.

Auf diese Begrenzung sind die-

jenigen Aktien anzurechnen, die

während der Laufzeit dieser

Ermächtigung aus genehmigtem

Kapital unter Ausschluss des

Bezugsrechts gemäß §186 Abs. 3

Satz 4 AktG ausgegeben werden.

Ferner sind auf diese Begrenzung

diejenigen Aktien anzurechnen, 

die zur Bedienung von Schuld-

verschreibungen mit Wandlungs-

oder Optionsrechten bzw. einer

Wandlungspflicht ausgegeben

wurden bzw. auszugeben sind,

sofern die Schuldverschreibungen

während der Laufzeit dieser

Ermächtigung unter Ausschluss des

Bezugsrechts in entsprechender

Anwendung des §186 Abs. 3 Satz 4

AktG ausgegeben wurden.

(2) Sie können gegen Sachleistung

veräußert werden, insbesondere

auch im Zusammenhang mit 

dem Erwerb von Unternehmen 

und Unternehmensbeteiligungen. 

(3) Sie können zur Einführung von

Aktien der Gesellschaft an auslän-

dischen Börsen verwendet werden,

an denen sie bisher nicht zum

Handel zugelassen sind. Der Preis,

zu dem diese Aktien an weiteren

Börsen eingeführt werden, darf den

Schlusskurs im Xetra-Handel (oder

einem vergleichbaren Nachfolge-

system) am letzten Börsenhandels-

tag vor der Börseneinführung um

nicht mehr als 5% unterschreiten

(ohne Nebenkosten).
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(4) Sie können zur Erfüllung von

Wandlungs- oder Optionsrechten,

die von der Gesellschaft oder einer

Konzerngesellschaft bei der Aus-

gabe von Schuldverschreibungen

eingeräumt wurden, oder zur

Erfüllung von Wandlungspflichten

aus von der Gesellschaft oder einer

Konzerngesellschaft ausgegebenen

Schuldverschreibungen verwendet

werden.

(5) Sie können Personen, die in einem

Arbeitsverhältnis mit der Allianz AG

oder einer ihrer Konzerngesell-

schaften stehen, zum Erwerb an-

geboten werden.

(6) Sie können eingezogen werden,

ohne dass die Einziehung oder 

ihre Durchführung eines weiteren

Hauptversammlungsbeschlusses

bedarf. Die Einziehung führt zur

Kapitalherabsetzung. Der Vorstand

kann abweichend davon bestim-

men, dass das Grundkapital bei der

Einziehung unverändert bleibt und

sich stattdessen durch die Einzie-

hung der Anteil der übrigen Aktien

am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3

AktG erhöht. Der Vorstand ist in

diesem Fall zur Anpassung der

Angabe der Zahl in der Satzung

ermächtigt.

e) Die Ermächtigungen unter lit. d) er-

fassen auch die Verwendung von Aktien

der Gesellschaft, die aufgrund früherer

Ermächtigungsbeschlüsse nach § 71

Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben wurden, und

– mit Ausnahme von lit. d), (6) – von

solchen Aktien, die von Konzerngesell-

schaften oder gemäß § 71d Satz 5 AktG

erworben wurden.

f) Die Ermächtigungen unter lit. d) können

einmalig oder mehrmals, ganz oder in

Teilen, einzeln oder gemeinsam, die

Ermächtigungen gemäß lit. d), (1), (2),

(4), (5) auch durch abhängige oder 

im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 

stehende Unternehmen oder auf deren

Rechnung oder auf Rechnung der

Gesellschaft handelnde Dritte ausge-

nutzt werden.

g) Das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese

eigenen Aktien wird insoweit ausge-

schlossen, wie diese gemäß der vorste-

henden Ermächtigung unter lit. d), (1) –

(5) verwendet werden. Darüber hinaus

wird der Vorstand ermächtigt, bei einer

Veräußerung erworbener eigener Aktien

durch Angebot an die Aktionäre den

Gläubigern der von der Gesellschaft

oder ihren Konzerngesellschaften aus-

gegebenen Schuldverschreibungen mit

Wandel- oder Optionsrechten bzw.

einer Wandlungspflicht ein Bezugsrecht

auf Aktien in dem Umfang zu gewähren,

wie es ihnen nach Ausübung des 

Wandlungs- oder Optionsrechts bzw.

nach Erfüllung einer Wandlungspflicht

zustünde; in diesem Umfang wird 

das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese

eigenen Aktien ausgeschlossen.
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10. Zustimmung zum Beherrschungs- und

Gewinnabführungsvertrag zwischen

Allianz AG und Jota-Vermögensverwal-

tungsgesellschaft mbH

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor,

dem Beherrschungs- und Gewinnab-

führungsvertrag zwischen der Allianz AG

und der Jota-Vermögensverwaltungsgesell-

schaft mbH (nachfolgend: „Jota“) vom 

15. März 2004 zuzustimmen.

Der Vertrag hat im Wesentlichen folgenden

Inhalt:

• Die Jota unterstellt ihre Leitung der

Allianz AG, die zur Erteilung von Weisun-

gen ihr gegenüber berechtigt ist.

• Die Jota ist verpflichtet, ihren gesamten

Gewinn an die Allianz AG abzuführen.

• Die Jota kann mit Zustimmung der

Allianz AG Beträge aus ihrem Jahresüber-

schuss nur insoweit in Gewinnrücklagen

(§ 272 Abs. 3 HGB) einstellen, als dies

handelsrechtlich zulässig und bei vernünf-

tiger kaufmännischer Beurteilung wirt-

schaftlich begründet ist. Während der

Dauer des Gewinnabführungsvertrags

gebildete andere Gewinnrücklagen nach

§ 272 Abs. 3 HGB sind auf Verlangen der

Allianz AG aufzulösen und zum Ausgleich

eines Jahresfehlbetrags zu verwenden

oder als Gewinn abzuführen. Die Abfüh-

rung von Beträgen aus der Auflösung von

anderen Gewinnrücklagen, die vor Beginn

des Vertrages gebildet wurden, ist aus-

geschlossen.

• Die Allianz AG ist verpflichtet, etwaige

Jahresfehlbeträge entsprechend § 302

Abs. 1, Abs. 3 AktG auszugleichen, soweit

diese nicht dadurch ausgeglichen werden,

dass den anderen Gewinnrücklagen nach

§ 272 Abs. 3 HGB Beträge entnommen

werden, die während der Vertragsdauer in

sie eingestellt worden sind.

• Der Vertrag tritt – mit Ausnahme des

Weisungsrechts der Allianz AG – rück-

wirkend zum 1. Januar 2004 in Kraft und

ist für beide Seiten erstmals zum Ablauf

des 31. Dezember 2008 unter Einhaltung

einer sechsmonatigen Kündigungsfrist

kündbar. Wird der Vertrag nicht gekündigt,

verlängert er sich bei gleicher Kündigungs-

frist um jeweils ein Jahr. Das Recht 

zur fristlosen Kündigung aus wichtigem

Grund bleibt unberührt.

Die Gesellschafterversammlung der Jota

hat dem Abschluss des Beherrschungs- 

und Gewinnabführungsvertrags bereits in

notarieller Form zugestimmt.

Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Vertra-

ges und des Zustimmungsbeschlusses der

Gesellschafterversammlung der Jota war

die Allianz AG alleinige Gesellschafterin 

der Jota. Es sind daher von der Allianz AG

für außenstehende Gesellschafter weder

Ausgleichszahlungen zu leisten noch Abfin-

dungen zu gewähren.
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Folgende Unterlagen liegen zur Einsicht 

der Aktionäre bei der Allianz AG, 

Königinstraße 28, 80802 München, sowie 

in den Geschäftsräumen der Jota aus:

• Beherrschungs- und Gewinnabführungs-

vertrag;

• gemeinsamer Bericht des Vorstands der

Allianz AG und der Geschäftsleitung der

Jota;

• Jahresabschlüsse und Lageberichte der

Allianz AG für die letzten drei Geschäfts-

jahre;

• Jahresabschlüsse der Jota-Vermögens-

verwaltungsgesellschaft mbH für die 

letzten drei Geschäftsjahre.

Auf Verlangen erhält jeder Aktionär 

unverzüglich und kostenlos eine Abschrift

dieser Unterlagen zugesandt. Die 

Unterlagen sind außerdem im Internet 

(www.allianzgroup.com/hv) verfügbar 

und werden auch in der Hauptversamm-

lung der Allianz AG ausliegen.
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und

zur Ausübung des Stimmrechts sind gemäß 

§ 10 Absatz 3 der Satzung diejenigen Aktionäre

– persönlich oder durch Bevollmächtigte – 

berechtigt, die sich beim Vorstand der Gesell-

schaft bis spätestens Mittwoch, 28. April 2004,

entweder schriftlich unter der Anschrift

Hauptversammlung Allianz AG

c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH

60204 Frankfurt am Main

oder per Internet gemäß dem von der 

Gesellschaft festgelegten Verfahren unter

www.allianzgroup.com/hv-service

angemeldet haben und für die angemeldeten

Aktien im Aktienregister eingetragen sind. 

Für die Ausübung von Teilnahme- und Stimm-

rechten ist der am 28. April 2004 im Aktien-

register eingetragene Aktienbestand maßgeb-

lich. Aufgrund der in den letzten Jahren stark

gestiegenen Zahl der Anmeldungen zu unserer

Hauptversammlung stellen wir für im Aktien-

register eingetragene Einzelaktionäre grund-

sätzlich nur eine Eintrittskarte aus. 

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen

sind, können ihr Stimmrecht in der Hauptver-

sammlung auch durch einen Bevollmächtigten,

z. B. ein Kreditinstitut oder eine Aktionärs-

vereinigung, ausüben lassen. In diesem Fall

haben sich die Bevollmächtigten rechtzeitig

selbst anzumelden oder durch den Aktionär

anmelden zu lassen. Wenn weder ein Kredit-

institut noch eine Aktionärsvereinigung bevoll-

mächtigt wird, ist die Vollmacht schriftlich oder

unter der oben genannten Internetadresse zu

erteilen.

Als Service bieten wir unseren Aktionären an,

sich durch von der Gesellschaft benannte

Stimmrechtsvertreter in der Hauptversamm-

lung vertreten zu lassen. Diese üben das

Stimmrecht ausschließlich auf der Grundlage

der vom Aktionär erteilten Weisungen aus.

Die Stimmrechtsvertreter können schriftlich

mit dem den Aktionären zugesandten

Formular oder gemäß dem von der Gesell-

schaft festgelegten Verfahren per Internet unter

www.allianzgroup.com/hv-service bevoll-

mächtigt werden. 

Aktionäre, die Eintrittskartenbestellungen oder

die Bevollmächtigung der von der Gesellschaft

benannten Stimmrechtsvertreter über das 

Internet vornehmen möchten, benötigen hier-

für ihre Aktionärsnummer und das zugehörige

Zugangspasswort. Diejenigen Aktionäre, 

die sich für den E-Mail-Versand der Hauptver-

sammlungsunterlagen registriert haben, er-

halten mit der Einladungs-E-Mail zur Hauptver-

sammlung ihre Aktionärsnummer und müssen

ihr bei der Registrierung selbstgewähltes

Zugangspasswort verwenden. Alle übrigen im

Aktienregister eingetragenen Aktionäre erhalten

ihre Aktionärsnummer und ihr Zugangspass-

wort mit dem Einladungsschreiben zur Haupt-

versammlung per Post übersandt.
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Ist ein Kreditinstitut im Aktienregister einge-

tragen, so kann es das Stimmrecht für Aktien,

die ihm nicht gehören, nur aufgrund einer

Ermächtigung des Aktionärs ausüben.

Inhaber von American Depositary Shares (ADS)

erhalten die Unterlagen zur Vollmachtserteilung

von der JP Morgan Chase Bank (Depositary).

Fragen zur Hauptversammlung und Anträge

von Aktionären im Sinne von §126 des Aktien-

gesetzes („Gegenanträge“) sind an die nach-

stehende Adresse zu richten. Anderweitig

adressierte Gegenanträge können nicht berück-

sichtigt werden.

Allianz AG

Investor Relations

Königinstraße 28

80802 München

E-Mail:  investor.relations@allianz.com 

Telefax: 0 89.38 00-38 99

Gegenanträge, die bis zum 20. April 2004,

24.00 Uhr, bei uns eingehen, sowie etwaige

Stellungnahmen der Verwaltung hierzu, werden

wir im Internet unter www.allianzgroup.com/hv

zugänglich machen.

Für Aktionäre der Allianz AG wird die 

gesamte Hauptversammlung am 5. Mai 2004

ab 10.00 Uhr live im Internet übertragen 

(www.allianzgroup.com/hv-service). Den On-

linezugang erhalten Aktionäre durch Eingabe

der Aktionärsnummer und des zugehörigen

Zugangspassworts. Die Eröffnung der Haupt-

versammlung durch den Versammlungsleiter

sowie die Rede des Vorstandsvorsitzenden 

können auch von sonstigen Interessenten live

im Internet (www.allianzgroup.com/hv) 

verfolgt werden und stehen nach der Haupt-

versammlung als Aufzeichnung zur Verfügung.

Eine Aufzeichnung der gesamten Liveüber-

tragung erfolgt nicht.

Nähere Einzelheiten zur Anmeldung und zur

Erteilung von Vollmachten ergeben sich aus

den Unterlagen, die den Aktionären übersandt

werden. 

München, im März 2004

Der Vorstand
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Berichte des Vorstands an die Hauptver-

sammlung gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 221

Abs. 4 Satz 2, 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V. m. 186 Abs. 4

Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu den

Punkten 5, 6, 7 und 9 der Tagesordnung: 

1. Zu Punkt 5 der Tagesordnung 

über den Bezugsrechtsausschluss beim

Genehmigten Kapital 2004/I

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der

Hauptversammlung die Schaffung eines

neuen Genehmigten Kapitals 2004/I gegen

Bar- und/oder Sacheinlagen in Höhe 

von nominal EUR 450 Mio. vor. Das neue

Genehmigte Kapital 2004/I soll die bisher

nicht ausgenutzten Genehmigten Kapitalien

2003/I über EUR 10 Mio. und 2003/II über

EUR 300 Mio. ablösen. Inhaltlich ist damit –

außer der Erhöhung des Betrags – keine

Änderung verbunden. Mit der Erhöhung auf

EUR 450 Mio. wollen wir den möglichen

Rahmen für die Schaffung von genehmig-

tem Kapital, der sich durch die Kapitalerhö-

hung im Frühjahr 2003 um EUR 150 Mio.

erweitert hat, wieder besser ausschöpfen.

In Relation zum Grundkapital belief sich 

die Summe unserer genehmigten Kapitalien

vor der Kapitalerhöhung in 2003 auf ca.

47% und ist aktuell auf ca. 32% abge-

sunken. Durch die vorgeschlagene Ermäch-

tigung soll die Relation wieder das vor-

herige Niveau erreichen.

Die Allianz AG muss jederzeit in der Lage

sein, in den sich wandelnden Märkten im

Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel

handeln zu können. Der Vorstand sieht es

daher als seine Pflicht an, dafür zu sorgen,

dass die Gesellschaft – unabhängig von

konkreten Ausnutzungsplänen – stets über

die notwendigen Instrumente der Kapital-

beschaffung verfügt. Da Entscheidungen

über die Deckung eines Kapitalbedarfs in

der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es

wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht

vom Rhythmus der jährlichen Hauptver-

sammlungen abhängig ist. Mit dem Instru-

ment des „genehmigten Kapitals“ hat der

Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung

getragen. Als gängigste Anlässe für die

Inanspruchnahme eines genehmigten

Kapitals sind dabei die Stärkung der Eigen-

kapitalbasis und die Finanzierung von

Beteiligungserwerben zu nennen.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten

Kapitals 2004/I durch Barkapitalerhöhungen

haben die Aktionäre grundsätzlich ein

Bezugsrecht. 

Mit Zustimmung des Aufsichtsrats soll 

dieses Bezugsrecht jedoch ausgeschlossen

werden können, wenn die neuen Aktien

gemäß §186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem

Betrag ausgegeben werden, der den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet.

Diese Ermächtigung versetzt die Gesell-

schaft in die Lage, Marktchancen in ihren

verschiedenen Geschäftsfeldern schnell

und flexibel zu nutzen und einen hierbei

entstehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls

auch sehr kurzfristig zu decken. Der Aus-

schluss des Bezugsrechts ermöglicht dabei

nicht nur ein zeitnäheres Agieren, sondern

auch eine Platzierung der Aktien zu einem

börsenkursnahen Preis, also ohne den bei
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Bezugsrechtsemissionen in der Regel erfor-

derlichen Abschlag. Dies führt zu höheren

Emissionserlösen zum Wohl der Gesell-

schaft. Zusätzlich kann mit einer derartigen

Platzierung die Gewinnung neuer Aktionärs-

gruppen angestrebt werden. Bei Ausnut-

zung der Ermächtigung wird der Vorstand

den Abschlag so niedrig bemessen, wie dies

nach den zum Zeitpunkt der Platzierung

vorherrschenden Marktbedingungen mög-

lich ist. Der Abschlag vom Börsenpreis zum

Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmig-

ten Kapitals 2004/I wird jedoch keinesfalls

mehr als 5% des aktuellen Börsenkurses

betragen. Die unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß §186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-

gegebenen Aktien dürfen insgesamt 10%

des Grundkapitals nicht überschreiten, und

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der

Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist 

die Veräußerung eigener Aktien anzurech-

nen, sofern sie während der Laufzeit dieser

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß §186 Abs. 3 Satz 4 AktG

erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung

diejenigen Aktien anzurechnen, die zur

Bedienung von Schuldverschreibungen mit

Wandlungs- oder Optionsrechten bzw.

einer Wandlungspflicht ausgegeben wurden

bzw. auszugeben sind, sofern die Schuld-

verschreibungen während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des

Bezugsrechts in entsprechender Anwen-

dung des §186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-

geben wurden. Durch diese Vorgaben wird

im Einklang mit der gesetzlichen Regelung

dem Bedürfnis der Aktionäre im Hinblick

auf einen Verwässerungsschutz ihres An-

teilsbesitzes Rechnung getragen. Jeder

Aktionär hat aufgrund des börsenkursnahen

Ausgabekurses der neuen Aktien und auf-

grund der größenmäßigen Begrenzung der

bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grund-

sätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechter-

haltung seiner Anteilsquote erforderlichen

Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen

über die Börse zu erwerben. Es ist daher

sichergestellt, dass in Übereinstimmung 

mit der gesetzlichen Wertung des §186

Abs. 3 Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch

die Stimmrechtsinteressen bei einer Aus-

nutzung des Genehmigten Kapitals 2004/I

unter Ausschluss des Bezugsrechts an-

gemessen gewahrt werden, während der

Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre

weitere Handlungsspielräume eröffnet

werden. 

Darüber hinaus soll das Bezugsrecht aus-

geschlossen werden können, soweit es

erforderlich ist, um bei Barkapitalerhöhun-

gen auch den Gläubigern von künftig zu

begebenden Options- oder Wandelschuld-

verschreibungen ein Bezugsrecht auf 

neue Aktien geben zu können, wenn dies

die Bedingungen der jeweiligen Schuldver-

schreibung vorsehen. Solche Schuldver-

schreibungen haben in der Regel einen

Verwässerungsschutz, der besagt, dass den

Gläubigern bei nachfolgenden Aktienemis-

sionen mit Bezugsrecht der Aktionäre an-

stelle einer Ermäßigung des Options- bzw.

Wandlungspreises ein Bezugsrecht auf

neue Aktien eingeräumt werden kann, wie

es auch den Aktionären zusteht. Sie werden
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damit so gestellt, als ob sie ihr Options-

oder Wandlungsrecht bereits ausgeübt 

hätten bzw. eine Wandlungspflicht erfüllt

wäre. Dies hat den Vorteil, dass die Gesell-

schaft – im Gegensatz zu einem Verwässe-

rungsschutz durch Reduktion des Options-

bzw. Wandlungspreises – einen höheren

Ausgabekurs für die bei der Wandlung oder

Optionsausübung auszugebenden Aktien

erzielen kann. 

Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung

des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom

Bezugsrecht der Aktionäre ausnehmen

können. Dies ermöglicht die Ausnutzung

der Ermächtigung durch runde Beträge.

Dadurch wird die Abwicklung einer Emis-

sion erleichtert. Die als so genannte „freie

Spitzen“ vom Bezugsrecht ausgenomme-

nen neuen Aktien werden bestmöglich für

die Gesellschaft verwertet.

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll auch 

bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen

ausgeschlossen werden können. Damit 

wird es dem Vorstand ermöglicht, Aktien

der Gesellschaft zur Verfügung zu haben,

um diese in geeigneten Einzelfällen im

Zusammenhang mit dem Erwerb von Unter-

nehmen, Unternehmensbeteiligungen oder

anderen Wirtschaftsgütern einsetzen zu

können. So kann sich in Verhandlungen

durchaus die Notwendigkeit ergeben, als

Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien

bereitstellen zu müssen. Die Möglichkeit,

Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung

anbieten zu können, schafft damit einen

Vorteil im Wettbewerb um interessante

Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen

Spielraum, sich bietende Gelegenheiten

zum Erwerb von Unternehmen, Unter-

nehmensbeteiligungen oder anderen Wirt-

schaftsgütern liquiditätsschonend nutzen 

zu können. Auch unter dem Gesichtspunkt

einer optimalen Finanzierungsstruktur kann

die Hingabe von Aktien sinnvoll sein. Der

Gesellschaft erwächst dadurch kein Nach-

teil, denn die Emission von Aktien gegen

Sachleistung setzt voraus, dass der Wert 

der Sachleistung in einem angemessenen

Verhältnis zum Wert der Aktien steht.

Der Vorstand soll auch berechtigt sein, das

Genehmigte Kapital 2004/I auszunutzen,

um Inhabern von verbrieften oder unver-

brieften Geldforderungen gegen die Gesell-

schaft anstelle der Geldzahlung ganz 

oder zum Teil Aktien der Gesellschaft zu

gewähren. Die Gesellschaft erhält dadurch

zusätzlich die Flexibilität, auch in Fällen, 

in denen sie sich z. B. zur Bezahlung eines

Akquisitionsobjekts zunächst zu einer Geld-

leistung verpflichtet, im Nachhinein anstelle

von Geld Aktien gewähren zu können.

Weiterhin soll es möglich sein, aus dem

Genehmigten Kapital 2004/I – unter Aus-

schluss des Bezugsrechts – auch Wand-

lungs- oder Optionsrechte aus Schuld-

verschreibungen zu bedienen, für die die

Zeichner keine Bar-, sondern eine Sach-

leistung erbracht haben. Dies ermöglicht es,

auch Wandel- und Optionsschuldver-

schreibungen als Akquisitionswährung im

Zusammenhang mit dem Erwerb von

Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen
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oder anderen Wirtschaftsgütern einzuset-

zen und verbessert damit ebenfalls die

Chancen im Wettbewerb um interessante

Akquisitionsobjekte.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorg-

fältig prüfen, ob er von der Ermächtigung

zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch

machen wird. Er wird dies nur dann tun,

wenn es nach Einschätzung des Vorstands

und des Aufsichtsrats im Interesse der

Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.

Der Vorstand wird über die Ausnutzung 

der Ermächtigung jeweils in der nächsten

Hauptversammlung berichten.

2. Zu Punkt 6 der Tagesordnung 

über den Bezugsrechtsausschluss beim

Genehmigten Kapital 2004/II

Durch die vorgeschlagene Ermächtigung

erhält die Gesellschaft die Möglichkeit,

ohne Zukauf über die Börse eigene Aktien

der Gesellschaft zur Verfügung zu haben,

um sie Mitarbeitern der Allianz AG und

ihrer Konzerngesellschaften als Mitarbeiter-

aktien zu Vorzugskonditionen anbieten zu

können. Die Ausgabe von Mitarbeiteraktien

liegt im Interesse der Gesellschaft und ihrer

Aktionäre, da hierdurch die Identifikation

der Mitarbeiter mit dem Unternehmen 

und die Übernahme von Mitverantwortung

gefördert wird. Nach dem Aktiengesetz

können die hierfür benötigten Aktien aus

genehmigtem Kapital bereitgestellt werden.

Das zu diesem Zweck im Jahre 2001 ge-

schaffene Genehmigte Kapital 2001/II 

(§ 2 Abs. 4 der Satzung) ist teilweise aus-

genutzt worden und lautet derzeit noch auf

einen Betrag von EUR 5.369.187,84. Um

auch für die nächsten Jahre ausreichend

genehmigtes Kapital für die Schaffung von

Mitarbeiteraktien zur Verfügung zu haben,

soll dieses genehmigte Kapital wieder auf

seine ursprüngliche Höhe von EUR 10 Mio.

aufgefüllt werden. Dieses Volumen berück-

sichtigt die Anzahl der berechtigten Mit-

arbeiter, die zu erwartenden Zeichnungser-

gebnisse und die Laufzeit der Ermächtigung.

Um den Mitarbeitern Aktien aus geneh-

migtem Kapital anbieten zu können, ist es

erforderlich, das Bezugsrecht der Aktionäre

auszuschließen. Angaben zu den Ausgabe-

beträgen der Aktien sind zum gegen-

wärtigen Zeitpunkt noch nicht möglich, da

Termin und Umfang der jeweiligen In-

anspruchnahme des genehmigten Kapitals

noch nicht feststehen. Bei Festlegung des

Ausgabebetrags kann eine bei Mitarbeiter-

aktien übliche Vergünstigung gewährt

werden. Darüber hinaus ist der Vorstand 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der

Aktionäre auszunehmen, um dadurch 

die Abwicklung der Kapitalmaßnahme zu

erleichtern. Nicht bezogene Mitarbeiter-

aktien sind über die Börse zu veräußern.

3. Zu Punkt 7 der Tagesordnung 

über den Bezugsrechtsausschluss bei 

der Ausgabe von Wandel- und Options-

schuldverschreibungen

Der Vorstand ist gegenwärtig durch Be-

schluss der Hauptversammlung vom 

11. Juli 2001 zu Punkt 7 der Tagesordnung
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ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats bis zum 10. Juli 2006 einmalig oder

mehrmals Schuldverschreibungen mit

Wandlungs- oder Optionsrechten auf

Namensaktien der Gesellschaft auszugeben.

Danach können Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen bis zu einem

Nominalbetrag von EUR 5 Mrd., mit einer

Laufzeit von bis zu zwanzig Jahren und mit

Wandlungs- oder Optionsrechten auf

Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen

Betrag des Grundkapitals von bis zu

EUR 50 Mio., emittiert werden. In bestimm-

ten Fällen ist der Vorstand mit Zustimmung

des Aufsichtsrats zum Ausschluss des Be-

zugsrechts ermächtigt.

Von dieser Ermächtigung hat der Vorstand

bisher keinen Gebrauch gemacht.

Wir schlagen der Hauptversammlung eine

neue Ermächtigung und ein neues be-

dingtes Kapital zur Ausgabe von Options-

und/oder Wandelschuldverschreibungen

vor, wobei das zulässige Emissionsvolumen

für solche Schuldverschreibungen auf

EUR 10 Mrd. erweitert werden soll. Ferner

ist vorgesehen, die Ausgabe von unbe-

fristeten Schuldverschreibungen zu ermög-

lichen und das bedingte Kapital, das der

Einlösung von Wandlungs- oder Options-

rechten aus dieser Ermächtigung dient, auf

EUR 250 Mio. zu erhöhen. Die derzeit be-

stehende Ermächtigung zur Ausgabe von

Options- und/oder Wandelschuldverschrei-

bungen und das hierfür geschaffene

Bedingte Kapital 2001 sollen aufgehoben

werden. 

Die Erneuerung der Ermächtigung dient 

der Anpassung an geänderte Anforderungen

der Kapitalmärkte. Im Bereich der so-

genannten hybriden Finanzierungsinstru-

mente werden mittlerweile Finanzierungs-

formen üblich, die auch eine unbegrenzte

Laufzeit vorsehen. Eine Aufhebung der 

bisherigen Laufzeitbegrenzung für Wandel-

und Optionsanleihen von 20 Jahren er-

möglicht daher der Gesellschaft auch die

Ausgabe derartiger Schuldverschreibungen.

Um das Spektrum der möglichen Kapital-

marktinstrumente, die Wandlungs- oder

Optionsrechte verbriefen, auch entspre-

chend nutzen zu können, sehen wir es als

sinnvoll an, das zulässige Emissions-

volumen auf EUR 10 Mrd. aufzustocken. 

Das bedingte Kapital, das der Erfüllung der

Wandlungs- und Optionsrechte dient, 

soll gleichzeitig auf EUR 250 Mio. erhöht

werden. Diese Erhöhung trägt zum einen

der Aufstockung des zulässigen Emissions-

volumens für Schuldverschreibungen auf

EUR 10 Mrd. Rechnung. Zum anderen soll

sichergestellt werden, dass dieser Ermächti-

gungsrahmen voll ausgenutzt werden kann.

Die Anzahl der Aktien, die zur Erfüllung von

Options- oder Wandlungsrechten aus einer

Schuldverschreibung mit einem bestimm-

ten Emissionsvolumen notwendig ist, hängt

in der Regel vom Börsenkurs der Allianz

Aktie im Zeitpunkt der Emission der Schuld-

verschreibung ab. Wenn bedingtes Kapital

in ausreichendem Umfang zur Verfügung

steht, ist die Möglichkeit zur vollständigen

Ausnutzung des Ermächtigungsrahmens für
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die Begebung von Wandel- oder Options-

schuldverschreibungen gesichert. 

Eine angemessene Kapitalausstattung ist

eine wesentliche Grundlage für die Entwick-

lung des Unternehmens. Durch die Aus-

gabe von Wandel- und Optionsschuldver-

schreibungen kann die Gesellschaft je nach

Marktlage attraktive Finanzierungsmöglich-

keiten nutzen, um dem Unternehmen 

Kapital mit niedriger laufender Verzinsung

zufließen zu lassen. Die erzielten Wand-

lungs- und Optionsprämien kommen der

Gesellschaft zugute. Manche hybride 

Finanzierungsinstrumente werden auch erst

durch die Gewährung von Options- bzw.

Wandlungsrechten platzierbar.

Den Aktionären ist bei der Begebung von

Options- und Wandelschuldverschreibun-

gen grundsätzlich ein Bezugsrecht einzu-

räumen. 

Der Vorstand soll allerdings in entsprechen-

der Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4

AktG ermächtigt sein, dieses Bezugsrecht

mit Zustimmung des Aufsichtsrats aus-

zuschließen, wenn der Ausgabepreis der

Schuldverschreibungen ihren Marktwert

nicht wesentlich unterschreitet. Dies kann

zweckmäßig sein, um günstige Börsen-

situationen rasch wahrnehmen und eine

Schuldverschreibung schnell und flexibel zu

attraktiven Konditionen am Markt platzieren

zu können. Die Aktienmärkte sind deutlich

volatiler geworden. Die Erzielung eines

möglichst vorteilhaften Emissionsergeb-

nisses hängt daher in verstärktem Maße

davon ab, ob auf Marktentwicklungen kurz-

fristig reagiert werden kann. Günstige,

möglichst marktnahe Konditionen können

in der Regel nur festgesetzt werden, wenn

die Gesellschaft an diese nicht für einen 

zu langen Angebotszeitraum gebunden ist.

Bei Bezugsrechtsemissionen ist, um die

Attraktivität der Konditionen und damit die

Erfolgschancen der Emission für den

ganzen Angebotszeitraum sicherzustellen,

in der Regel ein nicht unerheblicher Sicher-

heitsabschlag erforderlich. Zwar gestattet

§186 Abs. 2 AktG nunmehr eine Veröffent-

lichung des Bezugspreises (und damit bei

Options- und Wandelanleihen der Kondi-

tionen dieser Anleihe) bis zum drittletzten 

Tag der Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität

der Aktienmärkte besteht aber auch dann

ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches

zu Sicherheitsabschlägen bei der Fest-

legung der Anleihekonditionen und so zu

nicht marktnahen Konditionen führt. Auch

ist bei der Gewährung eines Bezugsrechts

wegen der Ungewissheit der Ausübung

(Bezugsverhalten) eine alternative Platzie-

rung bei Dritten erschwert bzw. mit zu-

sätzlichem Aufwand verbunden. Schließlich

kann bei Einräumung eines Bezugsrechts

die Gesellschaft wegen der Länge der Be-

zugsfrist nicht kurzfristig auf eine Verände-

rung der Marktverhältnisse reagieren, was

zu einer für die Gesellschaft ungünstigen

Kapitalbeschaffung führen kann.

Die Interessen der Aktionäre werden

dadurch gewahrt, dass die Schuldverschrei-

bungen nicht wesentlich unter dem Markt-

wert ausgegeben werden. Der Marktwert 
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ist nach anerkannten finanzmathematischen

Grundsätzen zu ermitteln. Hierfür ist das

Gutachten einer erfahrenen Investment-

bank oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

einzuholen. Der Vorstand wird bei seiner

Preisfestsetzung unter Berücksichtigung 

der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt

den Abschlag vom Marktwert so gering 

wie möglich halten. Damit wird der rechne-

rische Wert eines Bezugsrechts praktisch

gegen Null gehen, so dass den Aktionären

durch den Bezugsrechtsausschluss kein

nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil

entstehen kann. Die Aktionäre haben zu-

dem die Möglichkeit, ihren Anteil am

Grundkapital der Gesellschaft zu annähernd

gleichen Bedingungen durch Erwerb über

die Börse aufrechtzuerhalten. Dadurch

werden ihre Vermögensinteressen ange-

messen gewahrt. Die Ermächtigung zum

Bezugsrechtsausschluss gemäß §186 Abs. 3

Satz 4 AktG gilt nur für Schuldverschrei-

bungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein

anteiliger Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt nicht mehr als 10% des Grund-

kapitals entfällt, und zwar weder im Zeit-

punkt des Wirksamwerdens noch im Zeit-

punkt der Ausübung dieser Ermächtigung.

Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung

eigener Aktien anzurechnen, sofern sie

während der Laufzeit dieser Ermächtigung

unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß

§186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind

auf diese Begrenzung diejenigen Aktien

anzurechnen, die während der Laufzeit

dieser Ermächtigung aus genehmigtem

Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts

gemäß §186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben

werden. Diese Anrechnung geschieht im

Interesse der Aktionäre an einer möglichst

geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen-

beträge vom Bezugsrecht auszunehmen.

Solche Spitzenbeträge können sich aus

dem Betrag des jeweiligen Emissions-

volumens und der Darstellung eines prakti-

kablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ein

Ausschluss des Bezugsrechts erleichtert 

in diesen Fällen die Abwicklung der Kapital-

maßnahme.

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit

erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats

das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-

ßen, um den Inhabern von Wandlungs-

oder Optionsrechten oder auch den Gläubi-

gern von mit Wandlungspflichten ausgestat-

teten Wandelschuldverschreibungen ein

Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen,

wie es ihnen nach Ausübung ihrer Wand-

lungs- oder Optionsrechte bzw. nach Er-

füllung einer Wandlungspflicht zustünde.

Dies bietet die Möglichkeit, anstelle einer

Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungs-

preises den Inhabern zu diesem Zeitpunkt

bereits bestehender Options- bzw. Wand-

lungsrechte ein Bezugsrecht als Verwäs-

serungsschutz gewähren zu können. Es 

entspricht dem Marktstandard, Schuldver-

schreibungen mit einem solchen Verwässe-

rungsschutz auszustatten. 
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Die Ausgabe von Schuldverschreibungen

kann auch gegen Sachleistung erfolgen,

sofern dies im Interesse der Gesellschaft

liegt. In diesem Fall ist der Vorstand ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

sofern der Wert der Sachleistung in einem

angemessenen Verhältnis zu dem nach

anerkannten finanzmathematischen Grund-

sätzen zu ermittelnden theoretischen Markt-

wert der Schuldverschreibungen steht. Dies

eröffnet die Möglichkeit, Schuldverschrei-

bungen in geeigneten Einzelfällen auch als

Akquisitionswährung einsetzen zu können,

beispielsweise im Zusammenhang mit dem

Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-

beteiligungen oder sonstigen Wirtschafts-

gütern. So kann sich in Verhandlungen

durchaus die Notwendigkeit ergeben, 

die Gegenleistung nicht in Geld, sondern 

in anderer Form bereitzustellen. Die 

Möglichkeit, Schuldverschreibungen als 

Gegenleistung anbieten zu können, schafft

damit einen Vorteil im Wettbewerb um

interessante Akquisitionsobjekte sowie den

notwendigen Spielraum, sich bietende

Gelegenheiten zum Erwerb von Unterneh-

men, Unternehmensbeteiligungen oder

sonstigen Wirtschaftsgütern liquiditäts-

schonend ausnutzen zu können. Dies kann

auch unter dem Gesichtspunkt einer 

optimalen Finanzierungsstruktur sinnvoll

sein. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall

sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächti-

gung zur Begebung von Schuldverschrei-

bungen mit Wandel- oder Optionsrechten

gegen Sachleistung mit Bezugsrechtsaus-

schluss Gebrauch machen wird. Er wird dies

nur dann tun, wenn dies im Interesse der

Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. 

Das vorgesehene bedingte Kapital dient

dazu, die mit den Wandel- oder Options-

schuldverschreibungen begebenen Wand-

lungs- oder Optionsrechte zu bedienen

oder Wandlungspflichten auf Aktien der

Gesellschaft zu erfüllen, soweit die Schuld-

verschreibungen gegen bar ausgegeben

wurden. Stattdessen können dazu auch

andere Erfüllungsformen eingesetzt werden.

Wandlungs- oder Optionsrechte aus Schuld-

verschreibungen, die gegen Sachleistung

ausgegeben wurden, können indes nicht

aus dem bedingten Kapital bedient werden.

Hierzu bedarf es entweder eines Rückgriffs

auf eigene Aktien oder einer Sachkapital-

erhöhung. Für eine Sachkapitalerhöhung

steht das unter Tagesordnungspunkt 5 zur

Beschlussfassung anstehende Genehmigte

Kapital 2004/I zur Verfügung. Als Sach-

einlage ist die Forderung aus der Schuldver-

schreibung einzubringen, wobei sich die

Werthaltigkeitsprüfung darauf zu erstrecken

hat, dass die Forderung werthaltig ist und

die zu ihrer Begründung hingegebene

Sachleistung dem Ausgabepreis entsprach. 

Der Vorstand wird über die Ausnutzung der

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-

und/oder Optionsschuldverschreibungen

jeweils in der nächsten Hauptversammlung

berichten.
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4. Zu Punkt 9 der Tagesordnung 

über den Bezugsrechtsausschluss bei der

Verwendung eigener Aktien zu sonstigen

Zwecken

Die Allianz AG hat in den vergangenen

Hauptversammlungen zum Aktienrückkauf

und zur anschließenden Veräußerung der

erworbenen eigenen Aktien ermächtigende

Beschlüsse gefasst, deren letzter bis zum

28. Oktober 2004 befristet ist. Er soll daher

erneuert werden.

Der Tagesordnungspunkt 9 enthält den 

Vorschlag, die Gesellschaft zu ermächtigen,

selbst oder über abhängige oder im Mehr-

heitsbesitz der Gesellschaft stehende

Unternehmen oder über für ihre oder

deren Rechnung handelnde Dritte bis zum

4. November 2005 eigene Aktien im Um-

fang von bis zu 10% des derzeitigen Grund-

kapitals zu erwerben.

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG gestattet es, über den

typischen Fall des Erwerbs und der Veräu-

ßerung über die Börse hinaus auch andere

Formen des Erwerbs und der Veräußerung

vorzusehen. So soll die Gesellschaft auch

die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien

durch ein öffentliches, an die Aktionäre der

Gesellschaft zu richtendes Kaufangebot

oder durch die öffentliche Aufforderung zur

Abgabe eines solchen Angebots zu er-

werben. Dabei ist der aktienrechtliche

Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten.

Bei dieser Variante können die Adressaten

des Angebots entscheiden, wie viele Aktien

und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu

welchem Preis sie diese anbieten möchten. 

Die Gesellschaft soll auch die Möglichkeit

erhalten, als Gegenleistung anstelle von

Geld Aktien eines im Sinne von § 3 Abs. 2

AktG börsennotierten Unternehmens

anzubieten. Als börsennotiert gelten Gesell-

schaften, deren Aktien zu einem Markt zu-

gelassen sind, der von staatlich anerkannten

Stellen geregelt und überwacht wird, regel-

mäßig stattfindet und für das Publikum

mittelbar oder unmittelbar zugänglich ist.

Damit wird der Gesellschaft größere Flexi-

bilität eingeräumt, als wenn nur der Erwerb

gegen Barleistung möglich wäre. Zugleich

erhält sie die Möglichkeit, auf diese Weise

von ihr gehaltene Beteiligungen zu platzie-

ren. Damit korrespondiert die Möglichkeit

der Aktionäre, ihre Allianz Aktien ganz oder

teilweise gegen Aktien solcher Gesellschaf-

ten zu tauschen. 

Beim Erwerb eigener Aktien mittels eines

öffentlichen Kauf- oder Tauschangebots

sind die Vorschriften des Wertpapier-

erwerbs- und Übernahmegesetzes zu be-

achten, sofern und soweit diese Anwen-

dung finden. Von der Möglichkeit, eigene

Aktien mittels einer öffentlichen Aufforde-

rung zur Abgabe eines Kauf- oder Tausch-

angebots zu erwerben, wird die Gesell-

schaft daher nur Gebrauch machen, sofern

und soweit die Vorschriften des Wertpapier-

erwerbs- und Übernahmegesetzes nicht

entgegenstehen. 

Die erworbenen eigenen Aktien dürfen zu

allen gesetzlich zulässigen Zwecken ver-

wendet werden, insbesondere auch zu den

folgenden:
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Die erworbenen eigenen Aktien sollen 

auch außerhalb der Börse gegen Barleistung

unter Ausschluss des Bezugsrechts ver-

äußert werden können. Voraussetzung dafür

ist, dass die Aktien gegen Barzahlung zu

einem Preis veräußert werden, der den 

Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft zum

Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich

unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung

wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in ent-

sprechender Anwendung des §186 Abs. 3

Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum

erleichterten Bezugsrechtsausschluss

Gebrauch gemacht. Dem Gedanken des

Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird

dadurch Rechnung getragen, dass die

Aktien nur zu einem Preis veräußert werden

dürfen, der den maßgeblichen Börsenkurs

nicht wesentlich unterschreitet. Die end-

gültige Festlegung des Veräußerungspreises

für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor

der Veräußerung. Der Vorstand wird einen

eventuellen Abschlag vom Börsenkurs so

niedrig bemessen, wie dies nach den zum

Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden

Marktbedingungen möglich ist. Der Ab-

schlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der

Ausnutzung der Ermächtigung wird keines-

falls mehr als 5% des aktuellen Börsen-

kurses betragen. Diese Ermächtigung gilt

mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss

des Bezugsrechts gemäß §186 Abs. 3 Satz 4

AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10%

des Grundkapitals nicht überschreiten 

dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der

Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese

Begrenzung sind diejenigen Aktien anzu-

rechnen, die während der Laufzeit dieser

Ermächtigung aus genehmigtem Kapital

unter Ausschluss des Bezugsrechts ge-

mäß §186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben

werden. Ferner sind auf diese Begrenzung

diejenigen Aktien anzurechnen, die zur

Bedienung von Schuldverschreibungen mit

Wandlungs- oder Optionsrechten bzw.

einer Wandlungspflicht ausgegeben wurden

bzw. auszugeben sind, sofern die Schuld-

verschreibungen während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des

Bezugsrechts in entsprechender Anwen-

dung des §186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-

geben wurden. Mit dieser Beschränkung

und dem Umstand, dass sich der Ausgabe-

preis am Börsenkurs zu orientieren hat,

werden die Vermögens- und Stimmrechts-

interessen der Aktionäre angemessen

gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich

die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote

durch einen Kauf von Allianz Aktien über

die Börse aufrechtzuerhalten. Die Ermäch-

tigung liegt im Interesse der Gesellschaft,

weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft.

Sie ermöglicht es beispielsweise, eigene

Aktien an institutionelle Anleger zu 

veräußern oder neue Investorenkreise zu

erschließen.

Die Veräußerung der eigenen Aktien soll

unter Ausschluss des Bezugsrechts der

Aktionäre auch gegen Sachleistung erfolgen

können. Damit wird es dem Vorstand

ermöglicht, eigene Aktien der Gesellschaft

zur Verfügung zu haben, um diese in ge-
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eigneten Einzelfällen im Zusammenhang

mit dem Erwerb von Unternehmen, Unter-

nehmensbeteiligungen oder anderen Wirt-

schaftsgütern einsetzen zu können. So 

kann sich in Verhandlungen durchaus die

Notwendigkeit ergeben, als Gegenleistung

nicht Geld, sondern Aktien bereitstellen 

zu müssen. Die Möglichkeit, eigene Aktien

als Gegenleistung anbieten zu können,

schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb

um interessante Akquisitionsobjekte sowie

den notwendigen Spielraum, sich bietende

Gelegenheiten zum Erwerb von Unter-

nehmen, Unternehmensbeteiligungen oder

anderen Wirtschaftsgütern liquiditätsscho-

nend nutzen zu können. Dies kann auch

unter dem Gesichtspunkt einer optimalen

Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. Bei der

Festlegung der Bewertungsrelationen wird

der Vorstand sicherstellen, dass die Interes-

sen der Aktionäre angemessen gewahrt

werden. In der Regel wird der Vorstand 

sich bei der Bemessung des Werts der als

Gegenleistung hingegebenen Aktien am

Börsenkurs der Allianz Aktien orientieren.

Eine schematische Anknüpfung an einen

Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, 

insbesondere um einmal erzielte Verhand-

lungsergebnisse nicht durch Schwankungen

des Börsenkurses in Frage zu stellen. Die

Allianz AG kann auch das in der Haupt-

versammlung am 5. Mai 2004 unter Tages-

ordnungspunkt 5 zur Beschlussfassung

anstehende Genehmigte Kapital 2004/I 

für den Erwerb von Unternehmen, Unter-

nehmensbeteiligungen oder sonstigen 

Wirtschaftsgütern einsetzen. Bei der Ent-

scheidung zwischen diesen Varianten der

Aktienbeschaffung wird sich der Vorstand

allein von den Interessen der Aktionäre 

und der Gesellschaft leiten lassen.

Die Ermächtigung eröffnet ferner die 

Möglichkeit, eigene Aktien zur Einführung

an ausländischen Börsenplätzen zu ver-

wenden, an denen die Gesellschaft 

bisher nicht notiert ist. Dadurch kann die

Aktionärsbasis im Ausland verbreitert und

die Attraktivität der Aktie als Anlageobjekt

gesteigert werden. 

Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversamm-

lung am 5. Mai 2004 sieht die Erteilung

einer Ermächtigung vor, die es dem Vor-

stand gestattet, Schuldverschreibungen mit

Wandel- und/oder Optionsrechten sowohl

gegen Bar- als auch gegen Sachleistung

auszugeben. Zur Bedienung der daraus

resultierenden Rechte auf den Bezug von

Allianz Aktien kann es bisweilen zweck-

mäßig sein, anstelle einer Kapitalerhöhung

ganz oder teilweise eigene Aktien einzu-

setzen. Auch dies sieht die Ermächtigung

daher vor.

Die erworbenen eigenen Aktien sollen auch

dazu verwendet werden können, sie Mitar-

beitern der Gesellschaft oder ihrer Konzern-

gesellschaften zum Erwerb anzubieten.

Dies kann anstelle einer Kapitalerhöhung

eine wirtschaftlich sinnvolle Alternative

sein. Die Ausgabe von Mitarbeiteraktien

liegt im Interesse der Gesellschaft und ihrer

Aktionäre, da hierdurch die Identifikation

der Mitarbeiter mit dem Unternehmen und

die Übernahme von Mitverantwortung
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gefördert wird. Um den Mitarbeitern eigene

Aktien zum Erwerb anbieten zu können,

muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf

diese Aktien ausgeschlossen werden. Bei

der Bemessung des von den Mitarbeitern

zu entrichtenden Kaufpreises kann eine bei

Mitarbeiteraktien übliche Vergünstigung

gewährt werden.

Schließlich schafft die Ermächtigung die

Möglichkeit, das Bezugsrecht der Aktionäre

bei einer Veräußerung der Aktien durch

Angebot an die Aktionäre zugunsten der

Gläubiger von Schuldverschreibungen 

mit Options- oder Wandlungsrechten bzw.

einer Wandlungspflicht teilweise auszu-

schließen. Dies bietet die Möglichkeit,

anstelle einer Ermäßigung des Options-

bzw. Wandlungspreises den Inhabern zu

diesem Zeitpunkt bereits bestehender

Options- bzw. Wandlungsrechte ein Bezugs-

recht als Verwässerungsschutz gewähren 

zu können. Um die Schuldverschreibungen

mit einem solchen Verwässerungsschutz

ausstatten zu können, muss das Bezugs-

recht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien

ausgeschlossen werden.

Von den vorgenannten Verwendungs-

möglichkeiten kann nicht nur hinsichtlich

solcher Aktien Gebrauch gemacht werden,

die aufgrund dieses Ermächtigungsbe-

schlusses erworben werden. Die Ermäch-

tigung umfasst vielmehr auch solche Aktien,

die aufgrund von Ermächtigungsbeschlüs-

sen früherer Hauptversammlungen nach

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben wurden,

und solche Aktien, die von Konzerngesell-

schaften oder gemäß § 71d Satz 5 AktG

erworben wurden.

Die aufgrund dieses Ermächtigungs-

beschlusses und früherer Ermächtigungs-

beschlüsse erworbenen eigenen Aktien 

sollen von der Gesellschaft auch ohne

erneuten Beschluss der Hauptversammlung

eingezogen werden können. Dies führt

grundsätzlich zur Herabsetzung des Grund-

kapitals. Abweichend hiervon wird der Vor-

stand aber auch ermächtigt, die Einziehung 

entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne

Veränderung des Grundkapitals durch-

zuführen. In diesem Fall erhöht sich durch

die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien

am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG.

Der Vorstand wird die nächste Haupt-

versammlung über die Ausnutzung der

Ermächtigung unterrichten.

München, im März 2004

Der Vorstand
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Mitteilungen gemäß § 128 Abs. 2

Aktiengesetz

Dem Aufsichtsrat der Allianz AG gehören

Mitarbeiter des folgenden Kreditinstituts an:

Dresdner Bank AG

Vorstandsmitglieder der Allianz AG 

gehören dem Aufsichtsrat des folgenden

inländischen Kreditinstituts an:

Dresdner Bank AG (konzerninternes Mandat)

Folgende Kreditinstitute gehörten dem 

Konsortium an, das die innerhalb von fünf

Jahren zeitlich letzte Emission von Wert-

papieren der Allianz AG übernommen hat:

Dresdner Bank AG London Branch

Merrill Lynch International

Crédit Agricole Indosuez

RASFIN SIM S. P. A.

WestLB AG

Eine gemäß § 21 des Wertpapierhandels-

gesetzes meldepflichtige Beteiligung eines

Kreditinstituts an der Gesellschaft ist uns 

nicht mitgeteilt worden.
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